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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 
(WBF). 

 
 

Begründung 
Mit einem neuen Gesetz will der Bundesrat die Zuständigkeit zur Genehmi-
gung von Freihandelsabkommen regeln, wenn diese im Vergleich zu bereits 
abgeschlossenen Abkommen keine wichtigen Neuerungen enthalten. Bei 
solchen Abkommen soll die Bundesversammlung zur selbstständigen Ge-
nehmigung von internationalen Abkommen ermächtigt werden. Damit will der 
Bundesrat das Aushandeln von FHA erleichtern, den Ratifikationsprozess in 
der Schweiz verkürzen und so den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken. Der 
Regierungsrat begrüsst die Vorlage im Rahmen der Vernehmlassung im Sinn 
eines wichtigen Beitrags für Rechtssicherheit und zur Stärkung der schweize-
rischen Freihandelspolitik. Aufgrund des Fehlens objektiver Kriterien regt er 
jedoch an, die Streichung des Begriffs „wichtig“ zu prüfen.  
 

                                                                                            

 

 


